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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Karin GASTINGER, MAS als Einzelrichterin tber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes fUr Fremdenwesen und Asyl,
Regionaldirektion Oberodsterreich, vom 24.01.2018, ZI. XXXX , nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung zu
Recht:

A)
I.  Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wird als unbegriindet abgewiesen.

I. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und dem
Beschwerdefihrer wird gemaR 8 8 Abs. 1 Z. 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf
seinen Herkunftsstaat Afghanistan zuerkannt.

. Gemal’ § 8 Abs. 4 AsylG 2005 wird dem Beschwerdefuhrer eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar
Schutzberechtigter fur die Dauer eines Jahres erteilt.

IV. In Erledigung der Beschwerde werden die Spruchpunkte Ill., IV., V. und VI. des angefochtenen Bescheides
ersatzlos behoben.

B)

Die Revision ist nicht zulassig.
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Text

Entscheidungsgrinde:
I.  Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefihrer, ein Staatsangehdriger Afghanistans, stellte am 09.10.2015 einen Antrag auf internationalen
Schutz in Osterreich. Am 01.11.2015 fand seine Erstbefragung vor Organen des &ffentlichen Sicherheitsdienstes statt.
Dabei gab der Beschwerdeflhrer zu seinen Fluchtgrinden an, Afghanistan habe er aufgrund der schlechten
Sicherheitslage verlassen. Das sei sein Asylgrund. Die Lage in Afghanistan werde immer gefahrlicher, in seiner
Heimatregion herrsche Krieg.

2. Die Ersteinvernahme vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden belangte Behérde) fand am
27.11.2017 statt. Dabei gab der Beschwerdeflihrer zu seinen persénlichen Umstanden im Wesentlichen an, er sei
Hazara und schiitischer Muslim. Er sei im Ort XXXX im Distrikt XXXX in der Provinz Bamyan geboren. Im Alter von funf
Jahren sei er mit seiner Familie nach Pakistan Ubersiedelt, wo sie ca. ein Jahr gelebt hatten. Nachdem sein Vater dort
getotet worden seij, seien sie in den Iran gegangen. Er habe im Iran drei Jahre lang die Grundschule besucht und neun
Jahre als Schweil3er gearbeitet. Zwei Monate vor seiner Ausreise sei er aus dem Iran nach Afghanistan abgeschoben
worden, wo er je ein Monat in Herat-Stadt und Nimruz gelebt habe. Seine Mutter, zwei Bruder, eine Schwester, ein
Onkel und eine Tante mutterlicherseits sowie ein Onkel und eine Tante vaterlicherseits wirden im Iran leben, in
Afghanistan habe er keine Verwandten. Er habe Kontakt mit seiner Familie. Im Rahmen der Einvernahme legte der

Beschwerdefihrer Integrationsunterlagen vor.

Zu seinen Fluchtgrinden gab der Beschwerdefiihrer zusammengefasst an, er sei noch klein gewesen, da sei sein Vater
von einem Usbeken bedroht worden, dass sie ihre Landereien an ihn abgeben mussten. Sein Vater sei geschlagen
worden, damit er den Usbeken die Grundstlicke gebe. Sie hatten ihm auch gedroht, dass sie ihn umbringen wirden.
Sein Vater sie dann gezwungen gewesen, die Grundstticke unter Wert zu verkaufen und auszureisen. Ein Jahr hatten
sie sich dann in Pakistan aufgehalten. Dort habe es Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten gegeben.
Sein Vater sei bei einem Anschlag getdtet worden. Schiiten, die gefunden worden seien, seien umgebracht worden.
Danach seien sie in den Iran gegangen, wo er 14 Jahre lang illegal gelebt habe. Er sei dann von der iranischen Polizei
aufgegriffen worden. Sie hatten gemeint, er musse sich am Syrien-Krieg beteiligen, um eine Aufenthaltserlaubnis zu
bekommen. Er habe das nicht akzeptiert, deshalb sei er nach Afghanistan abgeschoben worden. Afghanistan habe er
verlassen, weil er die Region dort nicht gekannt habe. In Afghanistan gebe es keine Sicherheit und das Leben sei dort
schwer, besonders flr Schiiten. Bei einer Rickkehr habe er Angst, umgebracht zu werden. Dort kdnne jederzeit ein
Anschlag passieren. Bei einer Ruckkehr in die Region seines Vaters wirde er von den Leuten umgebracht werden, die
ihre Grundstuicke hatten. Diese hatten ihnen gedroht, wenn sie sie noch einmal in dieser Region sehen sollten, wirden
sie sie umbringen.

3. Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid vom 24.01.2018 wies die belangte Behdrde den Antrag des
BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz sowohl hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
(Spruchpunkt 1.) als auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt II.)
ab. Es wurde dem Beschwerdefihrer kein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswirdigen Grinden erteilt
(Spruchpunkt 111.), gegen ihn eine Rickkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt IV.) und festgestellt, dass seine
Abschiebung nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt V.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise wurde mit 14 Tagen ab
Rechtskraft der Rickkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VL.).

Begrindend fuhrte die belangte Behdrde im Wesentlichen aus, es habe nicht festgestellt werden kdnnen, dass der
Beschwerdefiihrer in Kabul aufgrund der Grundsticksstreitigkeiten seines Vaters verfolgt werden wirde. Es habe auch
aus sonstigen Grunden keine Verfolgung aus asylrelevanten Griinden festgestellt werden kénnen. Er habe zu keiner
Zeit eine tatsachliche personenbezogene Verfolgung seiner Person vorgebracht. Es sei ihm zumutbar, sich bei einer
Ruckkehr in Kabul niederzulassen, Kabul sei ausreichend sicher. Er verflige Uber Angehorige im Iran, dreijahrige
Schulbildung und Berufserfahrung als SchweilRer. Er sei wirtschaftlich genlgend abgesichert und kdnne fir seinen
Unterhalt grundsatzlich sorgen. Im Fall seiner Rickkehr nach Kabul wirde er dort nicht in eine existenzbedrohende
Notlage geraten oder Gefahr laufen, grundlegende Lebensbediirfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht



befriedigen zu kdnnen.

4. Der Beschwerdeflihrer erhob gegen den Bescheid mit Eingabe vom 16.02.2018 durch seine bevollmachtigte
Vertretung fristgerecht Beschwerde. Darin wurde im Wesentlichen vorgebracht, der Beschwerdeflihrer halte seine
Aussagen inhaltlich aufrecht. Sein Vorbringen sei von der Behorde nicht richtig beurteilt worden. Er sei seiner
Mitwirkungspflicht so gut wie moglich nachgekommen, die Behdrde habe es jedoch verabsaumt, den vorgebrachten
Hinweisen von Amts wegen weiter nachzugehen. Die Beweiswurdigung der Behdrde sei nicht nachvollziehbar, da der
Beschwerdefiihrer sein Heimatland als Kind aufgrund von Grundsttckstreitigkeiten seiner Familie verlassen habe. Er
verflige Uber keine familidaren Bindungen in Afghanistan, weder in Bamyan noch in Kabul. Er habe seine Heimat auch
wegen der schlechten Sicherheitslage verlassen. Der Beschwerdeflhrer gehdre als Hazara der Volksgruppe jener
Personen an, die als Zielscheibe der Taliban gelten, durch radikale Gruppierungen bedroht wirden und sich daher
wohlbegriindet vor einer Verfolgung in Afghanistan flirchten wirden. Es sei nicht realistisch, dass er im Fall einer
Riickkehr Unterstutzung von seinen im Iran lebenden Verwandten erhalten wirde. Die Behdrde sei nicht ausreichend
auf die Tatsache eingegangen, dass der Beschwerdefiihrer keinerlei familiare, wirtschaftliche oder soziale
Bezugspunkte und keinerlei Zukunftsperspektiven in Kabul habe, sodass ihm zumindest subsididrer Schutz zu

gewahren sei.

5. Die belangte Behorde legte das Beschwerdeverfahren mit Schreiben vom 21.02.2018 dem
Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor, wo dieses am 27.02.2018 in der Gerichtsabteilung W162 einlangte.

6. Mit Verfigung des Geschaftsverteilungsausschusses des Bundesverwaltungsgerichts vom 07.09.2020 wurde das
gegenstandliche Beschwerdeverfahren der Gerichtsabteilung W162 abgenommen und in weiterer Folge der
Gerichtsabteilung W261 zugewiesen, wo dieses am 14.09.2020 einlangte.

7. Mit Eingabe vom 30.11.2020 legte der Beschwerdefihrer durch seine bevollmachtigte Vertretung
Integrationsunterlagen vor. Zugleich wurde mitgeteilt, dass er aus der islamischen Glaubensgemeinschaft ausgetreten
sei. Er fuhle sich keiner Religionsgemeinschaft zugehorig und flirchte im Fall der Riickkehr nach Afghanistan, auch aus
diesem Grund verfolgt zu werden. Dazu wurde eine Bescheinigung des Austritts vom 15.10.2019 vorgelegt.

8. Das Bundesverwaltungsgericht fuhrte am 09.02.2021 eine mindliche Verhandlung durch, im Zuge derer der
Beschwerdefiihrer zu seinen religidsen Uberzeugungen, seinen Fluchtgriinden und der Situation im Falle seiner
Rickkehr befragt wurde. Die belangte Behdérde nahm an der Verhandlung entschuldigt nicht teil, die
Verhandlungsschrift wurde ihr Gbermittelt. Das Bundesverwaltungsgericht legte die aktuellen Landerinformationen vor
und raumte den Parteien des Verfahrens die Moglichkeit ein, hierzu eine Stellungnahme abzugeben. Der
Rechtsvertreter des Beschwerdefiihrers nahm in der Verhandlung dazu Stellung.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.  Feststellungen:
1.1.  Zur Person des Beschwerdeflhrers:

Der Beschwerdeflihrer fuhrt den Namen XXXX und ist am XXXX geboren. Er ist afghanischer Staatsangehoriger,
Angehoriger der Volksgruppe der Hazara und wuchs als schiitischer Muslim auf. Seine Muttersprache ist Dari, er
spricht auch Farsi und ein wenig Deutsch. Der Beschwerdeflhrer ist ledig und hat keine Kinder.

Der Beschwerdefihrer wurde im Dorf XXXX im Distrikt XXXX in der Provinz Bamyan geboren. Sein Vater hiel3 XXXX, er
wurde in Pakistan getotet. Sein Mutter hei3t XXXX (ca. 70 Jahre). Er hat eine Schwester, XXXX (ca. 23 Jahre), und zwei
Brider, XXXX (ca. 21 Jahre) und XXXX (ca. 29 Jahre). Seine Familie und auch seine Tanten und Onkel leben im Iran. Er
hat regelmaligen Kontakt mit seiner Familie. In Afghanistan hat der Beschwerdeflihrer keine Angehdrigen.

Im Alter von funf Jahren Ubersiedelte der Beschwerdeflihrer mit seiner Familie nach Pakistan. Dort lebte er rund ein
Jahr, danach lebte er ca. 15 Jahre in der Stadt XXXX im Iran. Er besuchte im Iran drei Jahre lang die Grundschule und
arbeitete dort ca. neun Jahre lang als Schweil3er. Dann wurde er nach Afghanistan abgeschoben, dort lebte er bis zu

seiner endgultigen Ausreise ein Monat lang in Herat und ein Monat an der iranisch-afghanischen Grenze in Nimruz.
Der BeschwerdefUhrer stellte am 09.10.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

Der Beschwerdefuhrer ist gesund.



1.2. Zuden Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers:

1.2.1. Dem Beschwerdeflihrer verlieR Afghanistan im Kindesalter. Ihm droht in seiner Herkunftsregion keine
Verfolgung durch Personen, die seinem Vater damals dessen Grundstlicke weggenommen haben. Diese Personen
kennen den Beschwerdefihrer nicht und suchen nicht nach ihm. Bei einer Ruckkehr nach Afghanistan drohen ihm
individuell und konkret weder Lebensgefahr noch ein Eingriff in seine kdrperliche Integritat durch diese Personen.

1.2.2. Der Beschwerdefiihrer wuchs als schiitischer Muslim auf, ist derzeit jedoch wenig religits interessiert und lebt in
Osterreich nicht nach islamischen Verhaltensregeln. Er ist am 15.10.2019 aus der islamischen Glaubensgemeinschaft
ausgetreten. Der Beschwerdefiihrer hat keine konfessionslose Uberzeugung verinnerlicht, welche er auch in
Afghanistan ausleben wiirde. Er tritt nicht gegen Islam auf und geht keiner neuen religissen Uberzeugung nach. Es ist

niemandem in Afghanistan bekannt, dass er in Osterreich angegeben hat, kein Muslim mehr zu sein.

Bei einer Ruckkehr nach Afghanistan droht dem Beschwerdeflhrer aufgrund seines aktuellen Desinteresses am Islam

oder wegen der Nichtbefolgung islamischer Vorschriften weder physische noch psychische Gewalt.

1.2.3. Dem Beschwerdeflhrer droht bei einer Rlckkehr nach Afghanistan auch wegen seiner Zugehdrigkeit zur
Volksgruppe der Hazara und zur Religionsgemeinschaft der Schiiten konkret und individuell weder physische noch

psychische Gewalt.
1.3.  Zum (Privat)Leben des Beschwerdefiihrers in Osterreich:

Der Beschwerdefiihrer reiste unter Umgehung der Grenzkontrollen nach Osterreich ein und hélt sich zumindest seit
Oktober 2015 durchgehend in Osterreich auf. Er ist nach seinem Antrag auf internationalen Schutz vom 09.10.2015 in
Osterreich aufgrund einer voriibergehenden Aufenthaltsberechtigung nach dem AsylG durchgehend rechtmiRig

aufhaltig.

Der Beschwerdefiihrer besuchte in Osterreich mehrere Deutschkurse und den Werte- und Orientierungskurs. Er nahm
2017 regelmaBig an gemeinsamen Aktivitdten des interkulturellen Vereins XXXX teil. Von 29.06.2020 bis 08.10.2020
absolvierte er den Lehrgang ,Basisbildung XXXX“ des XXXX im Ausmal von 275 Unterrichtseinheiten.

Er verrichtete von 03.06.2019 bis 20.11.2019 gemeinnutzige Tatigkeiten fir den Bauhof der Marktgemeinde XXXX . Der

Beschwerdefiihrer war in Osterreich bisher nicht erwerbstétig, er lebt von der Grundversorgung.

Er wird von seinen Vertrauenspersonen als offen, interessiert, engagiert, zuverlassig, hilfsbereit, ehrlich, gewissenhaft

und punktlich beschrieben. In seiner Freizeit spielt er Volleyball und macht Fitness.

Der Beschwerdefiihrer hat in Osterreich Freunde, aber keine Familienangehdrigen oder vergleichbar enge soziale
Kontakte.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.
1.4. Zu einer moglichen Rickkehr des Beschwerdefiihrers in den Herkunftsstaat:

Der Beschwerdefihrer verfigt in Afghanistan Uber keine Herkunftsregion (siehe dazu noch in der rechtlichen

Beurteilung).

Dem Beschwerdefihrer ist auch eine Neuansiedelung in einer anderen Region Afghanistans, etwa in den Stadten
Herat-Stadt oder Mazar-e Sharif, aufgrund seiner individuellen Umstande in Verbindung mit der dort allgemein

angespannten Beschaftigungs-, Wohn- und Versorgungsituation derzeit nicht zumutbar.

Der Beschwerdefihrer hat Afghanistan als Kind im Alter von funf Jahren verlassen und nie alleine und auf sich gestellt
in Afghanistan gelebt. Er hat den Grof3teil seines Lebens aufllerhalb seines Herkunftsstaates verbracht. Er verflgt in
Afghanistan Uber keine ihm bekannten Angehdrigen oder sonstige Kontakte und somit kein familidres oder soziales
Netzwerk, mit dessen Unterstitzung er sich eine Existenzgrundlage aufbauen kénnte. Er hat nie dauerhaft in einer
afghanischen Grof3stadt gelebt und ist mit den dortigen 6rtlichen Gegebenheiten und Strukturen nicht vertraut. Er

ware als Hazara mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit Diskriminierungen am Arbeitsmarkt ausgesetzt.

Der Beschwerdefuhrer ist ein junger und gesunder Mann. Er verfugt jedoch nur Uber geringe Schulbildung, keine
Berufsausbildung und wenig qualifizierte Berufserfahrung als Schweil3er, grof3teils als Minderjahriger, und ware daher
bei einer Ruckkehr nach Afghanistan und Ansiedlung in einer der genannten Stadte zur Sicherung seines

Lebensunterhaltes jedenfalls anfanglich auf Hilfs- und Gelegenheitsarbeiten angewiesen. Gerade diese stehen aber in



den Grol3stadten derzeit nur in sehr eingeschranktem Ausmal3 zur Verfugung. Die ohnehin schwierige Situation am
Arbeitsmarkt wird durch die grolRe Zahl von Ruckkehrern aus dem Iran und Pakistan, die sich vor allem in den
Grol3stadten ansiedeln, weiter verscharft. Auch die Erndhrungssituation hat sich zuletzt deutlich verschlechtert.

Es ware dem geringqualifizierten Beschwerdeflhrer, der Afghanistan im Kindesalter verlassen und den Grol3teils
seines Lebens im Ausland verbracht hat, Uber keine Berufsausbildung verfugt, am Arbeitsmarkt als Hazara
diskriminiert wirde und in Afghanistan keine Angehdrigen hat und niemanden kennt, daher in der aktuellen Situation
mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mdéglich, eine Arbeit zu finden. Er wdre daher, um fir seinen Lebensunterhalt
sorgen zu koénnen, in besonderer Weise auf familidre oder sonstige Unterstitzung vor Ort angewiesen, die ihm aber,
wie ausgefihrt, nicht zur Verfigung steht.

Die beim Beschwerdefiihrer vorgenommene Einzelfallprifung ergibt, dass aufgrund der oben dargelegten
individuellen und allgemeinen Umstande nicht davon ausgegangen werden kann, dass es ihm mdglich ist, nach
allfélligen anfanglichen Schwierigkeiten in Afghanistan bei einer Neuansiedlung in den Stadten Mazar-e Sharif oder
Herat dort FuB zu fassen und ein Leben ohne unbillige Harten zu fiihren, wie es auch andere Landsleute fihren
kdénnen. Bei einer dortigen Ansiedlung liefe der Beschwerdeflhrer vielmehr Gefahr, grundlegende und notwendige
Lebensbedirfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu kénnen und in eine ausweglose bzw.
existenzbedrohende Situation zu geraten.

1.5. Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat:
Die Landerfeststellungen zur Lage in Afghanistan basieren auf nachstehenden Quellen:

- Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Afghanistan in der Fassung der Gesamtaktualisierung vom
16.12.2020 (LIB),

- UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom
30.08.2018 (UNHCR),

- EASO Country Guidance: Afghanistan vom Dezember 2020 (EASO)

- ACCORD-Anfragebeantwortung zu Afghanistan: Apostasie, Blasphemie, Konversion, VerstoR gegen islamische
Verhaltensregeln, gesellschaftliche Wahrnehmung von Riickkehrerinnen aus Europa vom 15.06.2020

- Website der WHO: https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/question-and-answers-
hub/g-a-detail/coronavirus-disease-covid-19 abgerufen am 03.02.2021 und
https://covid19.who.int/region/emro/country/af, abgerufen am 03.02.2021 (WHO)

1.5.1. Aligemeine Sicherheitslage

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind. Auf einer Fldche von 652.860
Quadratkilometern leben ca. 32,9 Millionen bis 39 Millionen Menschen (LIB, Kapitel 4).

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil. Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Gber Kabul,
die Provinzhauptstadte, die meisten Distriktzentren und die meisten Teile der wichtigsten Transitrouten. Mehrere Teile
der wichtigsten Transitrouten sind umkampft, wodurch Distriktzentren bedroht sind. Seit Februar 2020 haben die
Taliban ein hohes Mal} an Gewalt gegen die Afghan National Defense Security Forces aufrechterhalten, vermeiden
aber gleichzeitig Angriffe gegen um Provinzhauptstddte herum stationierte Koalitionstruppen. Unabhangig davon
begann IS/ISKP im Februar 2020 Terroranschldge gegen die ANDSF und die Koalitionstruppen durchzufiihren (LIB,
Kapitel 5).

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium (Afghanistan’s Ministry
of Interior - Mol), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der afghanische Geheimdienst (NDS).
Das Innenministerium ist primar fur die interne Ordnung zustandig, dazu zahlt auch die ANP (Afghan National Police)
und die ALP (Afghan Local Police). Die ANA (Afghanische Nationalarmee) untersteht dem Verteidigungsministerium
und ist fur die externe Sicherheit zustandig, ihre primare Aufgabe ist jedoch die Bekampfung der Aufstandischen
innerhalb Afghanistans. Das National Directorate of Security (NDS) fungiert als Geheimdienst und ist auch fir die
Untersuchung von Kriminalfallen zustandig, welche die nationale Sicherheit betreffen. Die Ermittlungsabteilung des
NDS betreibt ein Untersuchungsgefangnis in Kabul. Die afghanischen Sicherheitskrafte werden teilweise von US-
amerikanischen bzw. Koalitionskraften unterstitzt (LIB, Kapitel 7).



In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Hagqgani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan und stellt
nicht nur far die beiden Lander eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern eine Bedrohung flr die gesamte
regionale Sicherheit und Stabilitat (LIB, Kapitel 5).

1.5.1.1. Aktuelle Entwicklungen

Die afghanischen Regierungskrafte und die US-Amerikaner kénnen die Taliban, die Gber rund 60.000 Mann verfugen,
nicht besiegen. Aber auch die Aufstandischen sind nicht stark genug, die Regierungstruppen zu Uberrennen, obwohl
sie rund die Halfte des Landes kontrollieren oder dort zumindest prasent sind. Das lang erwartete Abkommen
zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban wurde Ende Februar 2020 unterzeichnet - die afghanische
Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch unterzeichnete sie dieses. Das Abkommen zwischen den
Vereinigten Staaten und den Taliban enthdlt das Versprechen der US-Amerikaner, ihre noch rund 13.000
Armeeangehorigen in Afghanistan innerhalb von 14 Monaten abzuziehen. Auch die verbliebenen nichtamerikanischen

NATO-Truppen sollen abgezogen werden (LIB, Kapitel 4).

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer ,strategischen Pattsituation”, die nur durch
Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gel6st werden kann. Die afghanische Regierung
fihrte zum ersten Mal personliche Gesprache mit den Taliban, inhaltlich wurde Uber den Austausch tausender
Gefangener verhandelt. Diese Gesprache sind ein erster Schritt Richtung inner-afghanischer Verhandlungen, welche
Teil eines zwischen Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens sind (LIB, Kapitel 5).

Der Abzug der auslandischen Truppenangehdrigen, von denen die meisten Beratungs- und Ausbildungsfunktionen
wahrnehmen, ist abhangig davon, ob die Taliban ihren Teil der Abmachung einhalten. Sie haben im Abkommen
zugesichert, terroristischen Gruppierungen wie etwa al-Qaida keine Zuflucht zu gewahren. Die Taliban verpflichteten
sich weiter, innerhalb von zehn Tagen nach Unterzeichnung, Gesprache mit einer afghanischen Delegation
aufzunehmen. Die Taliban haben die politische Krise im Zuge der Prasidentschaftswahlen derweil als Vorwand genutzt,
um den Einstieg in Verhandlungen hinauszuzégern. Sie werfen der Regierung vor, ihren Teil der Vereinbarung
weiterhin nicht einzuhalten und setzten ihre militdrische Kampagne gegen die afghanischen Sicherheitskrafte mit
hoher Intensitat fort (LIB, Kapitel 4).

Im September starteten die Friedensgesprache zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban in Katar (LIB,
Kapitel 4). Die Gesprache fanden vor dem Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt. FUr den Berichtszeitraum
01.01.2020-30.09.2020 verzeichnete UNAMA 5.939 zivile Opfer. Die Gesamtzahl der Opfer unter der Zivilbevdlkerung
ist im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres um 13% zurickgegangen, das ist der niedrigste Wert seit 2012.
Afghanistans National Security Council (NSC) zufolge nahmen die Talibanattacken im Juni 2020 deutlich zu. GemaR
NATO Resolute Support (RS) nahm die Anzahl an zivilen Opfern im zweiten Quartal 2020 um fast 60% gegenlber dem
ersten Quartal und um 18% gegeniliber dem zweiten Quartal des Vorjahres zu. Die aktivsten Konfliktregionen sind in
den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gehen die
Kéampfe in den Wintermonaten - Ende 2019 und Anfang 2020 - zurlick (LIB, Kapitel 5).

Ein Waffenstillstand steht ganz oben auf der Liste der Regierung und der afghanischen Bevolkerung, wobei einige
Analysten sagen, dass die Taliban wahrscheinlich noch keinen umfassenden Waffenstillstand vereinbaren werden, da
Gewalt und ZusammenstéRBe mit den afghanischen Streitkréften den Aufstandischen ein Druckmittel am
Verhandlungstisch geben. Die Rechte der Frauen sind ein weiteres Brennpunktthema. Doch bisher (Stand 10.2020) hat
es keine Fortschritte gegeben, da sich die kriegfihrenden Seiten in Prozessen und Verfahren verzettelt haben, so
diplomatische Quellen (LIB, Kapitel 4).

1.5.1.2. COVID-19

COVID-19 ist eine durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 verursachte Viruserkrankung, die erstmals im Jahr 2019 in
Wuhan/China festgestellt wurde und sich seither weltweit verbreitet. Nach dem aktuellen Stand verlauft die
Viruserkrankung bei ca. 80 % der Betroffenen leicht und bei ca. 20 % der Betroffenen schwerer, wenn auch nicht
lebensbedrohlich. Bei ca. 5 % der Betroffenen verlauft die Viruserkrankung derart schwer, dass Lebensgefahr gegeben
ist und intensivmedizinische Behandlungsmalinahmen notwendig sind. Diese sehr schweren Krankheitsverlaufe treten
am haufigsten in den Risikogruppen der alteren Personen (60 Jahre oder alter) und der Personen mit Vorerkrankungen



(wie z. B. Bluthochdruck, Herz- und Lungenproblemen, Diabetes, Fettleibigkeit oder Krebs) auf, einschlieRlich
Verletzungen von Herz, Leber oder Nieren (WHO).

Der erste offizielle Fall einer COVID-19 Infektion in Afghanistan wurde am 24.02.2020 in Herat festgestellt. Offiziellen
Zahlen der WHO zufolge gab es bis 16.11.2020 43.240 bestatigte COVID-19 Erkrankungen und 1.617 Tote. Mit dem
Herannahen der Wintermonate deutet der leichte Anstieg an neuen Fallen darauf hin, dass eine zweite Welle der
Pandemie entweder bevorsteht oder bereits begonnen hat (LIB, Kapitel 3).

Das afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) hat verschiedene MalRnahmen zur Vorbereitung und Reaktion auf
COVID-19 ergriffen. ,Rapid Response Teams"” (RRTs) besuchen Verdachtsfalle zu Hause. Die Anzahl der aktiven RRTs ist
von Provinz zu Provinz unterschiedlich, da ihre GréBe und ihr Umfang von der COVID-19-Situation in der jeweiligen
Provinz abhangt. Sogenannte ,Fix-Teams” sind in Krankenhdusern stationiert, untersuchen verdachtige COVID19-
Patienten vor Ort und stehen in jedem o6ffentlichen Krankenhaus zur Verfligung. Ein weiterer Teil der COVID-19-
Patienten befindet sich in hauslicher Pflege (Isolation). Allerdings ist die hausliche Pflege und Isolation fur die meisten
Patienten sehr schwierig bis unmdoglich, da die rdumlichen Lebensbedingungen in Afghanistan sehr begrenzt sind. Zu
den Sensibilisierungsbemuihungen gehort die Verbreitung von Informationen Uber soziale Medien, Plakate, Flugblatter
sowie die Altesten in den Gemeinden. Gegenwaértig gibt es in den Stidten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif keine
Ausgangssperren. Das afghanische Gesundheitsministerium hat die Menschen jedoch dazu ermutigt, einen physischen
Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten, eine Maske zu tragen, sich 20 Sekunden lang die Hande mit Wasser
und Seife zu waschen und Versammlungen zu vermeiden. Hotels, Teehduser und andere Moglichkeiten der
Unterkunftnahme sind aktuell gedffnet. Die Taliban erlauben in von ihnen kontrollierten Gebieten medizinischen
Helfern den Zugang im Zusammenhang mit der Bekampfung von COVID-19 (LIB, Kapitel 3).

1.5.2. Allgemeine Wirtschaftslage

Afghanistan ist nach wie vor eines der armsten Lander der Welt. Die Grundversorgung ist fir groRe Teile der
Bevolkerung eine tagliche Herausforderung, dies gilt in besonderem Male fur Rickkehrer. Diese bereits prekare Lage
hat sich seit Marz 2020 durch die COVID-19-Pandemie stetig weiter verscharft. UNOCHA erwartet, dass 2020 bis zu 14
Millionen Menschen (2019: 6,3 Mio. Menschen) auf humanitare Hilfe (u. a. Unterkunft, Nahrung, sauberem Trinkwasser
und medizinischer Versorgung) angewiesen sein werden. Auch die Weltbank prognostiziert einen weiteren Anstieg
ihrer Rate von 55% aus dem Jahr 2016, da das Wirtschaftswachstum durch die hohen Geburtenraten absorbiert wird.
Das Gefalle zwischen urbanen Zentren und landlichen Gebieten bleibt eklatant. Wahrend in landlichen Gebieten bis zu
60% der Bevolkerung unter der Armutsgrenze leben, so leben in urbanen Gebieten rund 41,6% unter der nationalen

Armutsgrenze (LIB, Kapitel 22).

Das Budget zur Entwicklungshilfe und Teile des operativen Budgets stammen aus internationalen Hilfsgeldern. Die
afghanische Wirtschaft stutzt sich hauptsachlich auf den informellen Sektor (einschlieBlich illegaler Aktivitaten), der 80
bis 90 % der gesamten Wirtschaftstatigkeit ausmacht und weitgehend das tatsachliche Einkommen der afghanischen

Haushalte bestimmt. Lebensgrundlage fir rund 80% der Bevolkerung ist die Landwirtschaft (LIB, Kapitel 22).

Die Schaffung von Arbeitsplatzen bleibt eine zentrale Herausforderung fir Afghanistan. Letzten Schatzungen zufolge
sind 1,9 Millionen Afghan/innen arbeitslos - Frauen und Jugendliche haben am meisten mit dieser Jobkrise zu kampfen.
Jugendarbeitslosigkeit ist ein komplexes Phanomen mit starken Unterschieden im stadtischen und landlichen Bereich.
Schatzungen zufolge sind 877.000 Jugendliche arbeitslos. Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke
Dominanz des Agrarsektors, eine Unterreprasentation von Frauen und relativ wenigen Moglichkeiten fur junge
Menschen gekennzeichnet. Bei der Arbeitssuche spielen personliche Kontakte eine wichtige Rolle. Ohne Netzwerke, ist
die Arbeitssuche schwierig. In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstitzung bei Arbeitslosigkeit.
Lediglich beratende Unterstitzung wird vom Ministerium fur Arbeit und Soziale Belange (MoLSAMD) und der NGO
ACBAR angeboten; dabei soll der personliche Lebenslauf zur Beratung mitgebracht werden. Auch Rickkehrende haben
dazu Zugang - als Voraussetzung gilt hierfur die afghanische Staatsburgerschaft. Ruckkehrende sollten auch hier ihren
Lebenslauf an eine der Organisationen weiterleiten, woraufhin sie informiert werden, inwiefern Arbeitsmaoglichkeiten
zum Bewerbungszeitpunkt zur Verfluigung stehen. Unter Leitung des Bildungsministeriums bieten staatliche Schulen
und private Berufsschulen Ausbildungen an (LIB, Kapitel 22).

Zusatzlich belastet die COVID-19-Krise mit einhergehender wirtschaftlicher Rezession die privaten Haushalte stark.
Laut einem Bericht der Weltbank zeigen die verfligbaren Indikatoren Anzeichen fir eine stark schrumpfende



Wirtschaft in der ersten Halfte des Jahres 2020, was die Auswirkungen der COVID-19-Krise im Kontext der anhaltenden
Unsicherheit widerspiegelt. Die Auswirkungen von COVID-19 auf den Landwirtschaftssektor waren bisher gering. Bei
glnstigen Witterungsbedingungen wahrend der Aussaat wird erwartet, dass sich die Weizenproduktion nach der Durre
von 2018 weiter erholen wird. Lockdown-Mallnahmen hatten bisher nur begrenzte Auswirkungen auf die
landwirtschaftliche Produktion und blieben in landlichen Gebieten nicht durchgesetzt. Die Produktion von Obst und
Nussen fur die Verarbeitung und den Export wird jedoch durch Unterbrechung der Lieferketten und SchlieBung der
Exportwege negativ beeinflusst. Es gibt keine offiziellen Regierungsstatistiken, die zeigen, wie der Arbeitsmarkt durch
COVID-19 beeinflusst wurde bzw. wird. Es gibt jedoch Hinweise darauf, dass die COVID-19-Pandemie erhebliche
negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage in Afghanistan hat, einschlieBlich des Arbeitsmarktes. Die
afghanische Regierung warnt davor, dass die Arbeitslosigkeit in Afghanistan um 40 % steigen wird. Die Lockdown-
MalRnahmen haben die bestehenden prekaren Lebensgrundlagen in dem Mal3e verscharft, dass bis Juli 2020 84 % der
durch IOM-Befragten angaben, dass sie ohne Zugang zu auBerhduslicher Arbeit (im Falle einer Quarantane) ihre
grundlegenden Haushaltsbedurfnisse nicht langer als zwei Wochen erflllen kdnnten; diese Zahl steigt auf 98 % im Falle
einer vierwdchigen Quarantdne. Insgesamt ist die Situation vor allem fir Tagel6hner sehr schwierig, da viele
Wirtschaftssektoren von den Lockdown-MaRBnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 negativ betroffen sind (LIB,
Kapitel 3).

Die sozio6konomischen Auswirkungen von COVID-19 beeinflussen die Ernahrungsunsicherheit, die inzwischen ein
ahnliches Niveau erreicht hat wie wahrend der Dirre von 2018. In der ersten Halfte des Jahres 2020 kam es zu einem
deutlichen Anstieg der Lebensmittelpreise, die im April 2020 im Jahresvergleich um rund 17 % stiegen, nachdem in den
wichtigsten stadtischen Zentren Grenzkontrollen und Lockdown-MalRnahmen eingefiihrt worden waren. Der Zugang
zu Trinkwasser war jedoch nicht beeintrachtigt, da viele der Haushalte entweder Uber einen Brunnen im Haus
verflgen oder Trinkwasser Uber einen zentralen Wasserverteilungskanal erhalten. Die Preisanstiege scheinen seit April
2020 nach der Verteilung von Weizen aus strategischen Getreidereserven, der Durchsetzung von Anti-
Preismanipulationsregelungen und der Wiederdffnung der Grenzen fir Nahrungsmittelimporte nachgelassen zu
haben (LIB, Kapitel 22).

In Afghanistan gibt es neben der Zentralbank auch mehrere kommerzielle Banken. Es ist mittlerweile auch relativ
einfach, in Afghanistan ein Bankkonto zu er&ffnen. Geld kann auch Uber das Hawala System (Form des Geldtausches)
transferiert werden. Dieses System funktioniert schnell, zuverldssig und glnstig. Spezielle Dokumente sind nicht
notwendig und der Geldtransfer ist weltweit mdglich und wird von verschiedenen Bevélkerungsschichten verwendet
(LIB, Kapitel 22).

Afghanistans jahrliche Wachstumsrate der stadtischen Bevdlkerung gehort zu den hdchsten der Welt. Kabul war das
Zentrum des Wachstums, und der Rest der stadtischen Bevolkerung konzentriert sich hauptsachlich auf vier andere
Stadtregionen: Herat, Mazar-e Sharif, Kandahar und Jalalabad. Die groRe Mehrheit (72 %, basierend auf ALCS-Zahlen
flr 2016-2017) der afghanischen Stadtbevodlkerung lebt in Slums oder in ungenigenden Wohnungen. Der Zugang zu
angemessenem Wohnraum stellt fir die Mehrheit der Afghanen in den Stadten eine groRe Herausforderung dar
(EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

Der durchschnittliche Verdienst eines ungelernten Tagel6hners in Afghanistan variiert zwischen 100 AFN und 400 AFN
pro Tag (LIB, Kapitel 22).

In den Stadten besteht grundsatzlich die Mdglichkeit, sicheren Wohnraum zu mieten. Darlber hinaus bieten die Stadte
normalerweise die Moglichkeit von , Teehdusern”, die mit 30 Afghani (das sind ca. € 0,35) bis 100 Afghani (das sind ca. €
1,20) pro Nacht relativ ginstig sind. ,Teehduser” werden von Reisenden, Tagesarbeitern, StraRenhandlern, jungen
Menschen, alleinstehenden Mannern und anderen Personen, die in der Gegend keine standige Unterkunft haben, als
vorUubergehende Unterkunft genutzt (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V). Hotels, Teehduser und andere
Moglichkeiten der Unterkunftnahme sind aktuell ge6ffnet (LIB, Kapitel 3).

1.5.3. Medizinische Versorgung

Im Jahr 2018 gab es 3.135 funktionierende medizinische Institutionen in ganz Afghanistan und 87 % der Bevdlkerung
wohnten nicht weiter als zwei Stunden von einer solchen Einrichtung entfernt. Eine weitere Quelle spricht von 641
Krankenhdusern bzw. Gesundheitseinrichtungen in Afghanistan, wobei 181 davon o6ffentliche und 460 private
Krankenhauser sind. Die genaue Anzahl der Gesundheitseinrichtungen in den einzelnen Provinzen ist nicht bekannt.



Eine begrenzte Anzahl staatlicher Krankenhduser in Afghanistan bietet kostenfreie medizinische Versorgung an. Alle
Staatsbulrger haben dort Zugang zu medizinischer Versorgung und Medikamenten. Die Verfligbarkeit und Qualitat der
Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten Arzten, Arztinnen und Assistenzpersonal (v.a. Hebammen),
mangelnde Verflgbarkeit von Medikamenten, schlechtes Management sowie schlechte Infrastruktur begrenzt. Die
medizinische Versorgung in groRBen Stadten und auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf Ebene von Distrikten und in
Dérfern sind Einrichtungen hingegen oft weniger gut ausgerustet und es kann schwer sein, Spezialisten zu finden (LIB,
Kapitel 23).

Zahlreiche Staatsburger begeben sich fur medizinische Behandlungen - auch bei kleineren Eingriffen - ins Ausland. Dies
ist beispielsweise in Pakistan vergleichsweise einfach und zumindest fur die Mittelklasse erschwinglich. Die wenigen
staatlichen Krankenhduser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch kommt es manchmal zu einem Mangel an
Medikamenten. Deshalb werden Patienten an private Apotheken verwiesen, um diverse Medikamente selbst zu
kaufen. Untersuchungen und Laborleistungen sind in den staatlichen Krankenhdusern generell kostenlos. Viele
Afghanen suchen, wenn moglich, privat gefihrte Krankenhduser und Kliniken auf. Die Kosten von Diagnose und
Behandlung dort variieren stark und mussen von den Patienten selbst getragen werden. Daher ist die Qualitat der
Gesundheitsbehandlung stark einkommensabhangig. Privatkrankenhaduser gibt es zumeist in grofReren Stadten wie
Kabul, Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar (LIB, Kapitel 23).

Wahrend in den Stadten ein ausreichendes Netz von Krankenhdusern und Kliniken besteht, ist es in den landlichen
Gebieten fiir viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein Krankenhaus zu erreichen. Um die Gesundheitsversorgung
der afghanischen Bevdlkerung in den nérdlichen Provinzen nachhaltig zu verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des
zivilen Wiederaufbaus auch auf den Ausbau eines adaquaten Gesundheitssystems ab - mit moderner
Krankenhausinfrastruktur, Krankenhausmanagementsystemen sowie qualifiziertem Personal. Auch die Sicherheitslage
hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung. WHO und USAID zdhlten zwischen Janner und August
2020 30 Angriffe auf Gesundheitseinrichtungen (LIB, Kapitel 23).

Das Jebrael-Gesundheitszentrum im Nordwesten der Stadt Herat bietet flr rund 60.000 Menschen im dicht
besiedelten Gebiet mit durchschnittlich 300 Besuchern pro Tag grundlegende Gesundheitsdienste an. Laut dem
Provinzdirektor fiir Gesundheit in Herat verflgte die Stadt im April 2017 Uber 65 private Gesundheitskliniken, unter
anderem das staatliche Herat Regional Hospital. In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es zwischen 10 und 15
Krankenhauser; dazu zahlen sowohl private als auch offentliche Anstalten. In Mazar-e Sharif existieren mehr private
als offentliche Krankenhduser. Zusatzlich existieren etwa 30-50 medizinische Gesundheitskliniken. Das
Regionalkrankenhaus Balkh ist die tragende Saule medizinischer Dienstleistungen in Nordafghanistan; selbst aus
angrenzenden Provinzen werden Patienten in dieses Krankenhaus Uberwiesen. Fir das durch einen Brand zerstorte
Hauptgebaude des Regionalkrankenhauses Balkh im Zentrum von Mazar-e Sharif wurde ein neuer Gebaudekomplex
mit 360 Betten, 21 Intensivpflegeplatzen, sieben Operationssalen und Einrichtungen fir Notaufnahme, Réntgen- und
Labordiagnostik sowie telemedizinischer Ausristung errichtet. Zusatzlich kommt dem Krankenhaus als akademisches
Lehrkrankenhaus mit einer angeschlossenen Krankenpflege- und Hebammenschule eine SchlUsselrolle bei der
Ausbildung des medizinischen und pflegerischen Nachwuchses zu. Die Universitat Freiburg (Deutschland) und die
Mashhad Universitat (Iran) sind Ausbildungspartner dieses Krankenhauses (LIB, Kapitel 23).

Mit Stand vom 21.09.2020 war die Zahl der COVID-19-Félle in Afghanistan seit der hochsten Zahl der gemeldeten Falle
am 17.06.2020 kontinuierlich zuriickgegangen, was zu einer Entspannung der Situation in den Krankenhausern flhrte,
wobei Krankenhauser und Kliniken nach wie vor tber Probleme bei der Aufrechterhaltung oder Erweiterung der
Kapazitat ihrer Einrichtungen zur Behandlung von Patienten mit COVID-19 sowie bei der Aufrechterhaltung
wesentlicher  Gesundheitsdienste, insbesondere in  Gebieten = mit aktiven  Konflikten  berichten.
Gesundheitseinrichtungen im ganzen Land berichten nach wie vor Uber Defizite bei persénlicher Schutzausristung,
medizinischem Material und Geraten zur Behandlung von COVID-19. Auch sind die Zahlen der mit COVID-19-Infizierten
zuletzt wieder leicht angestiegen. In den 18 &ffentlichen Krankenhdusern in Kabul gibt es insgesamt 180 Betten auf
Intensivstationen. Die Provinzkrankenhduser haben jeweils mindestens zehn Betten auf Intensivstationen. Private
Krankenhauser verfligen insgesamt Uber 8.000 Betten, davon wurden 800 fir die Intensivpflege ausgerustet. Sowohl in
Kabul als auch in den Provinzen stehen fur 10 % der Betten auf der Intensivstation Beatmungsgerate zur Verfugung.
Das als Reaktion auf COVID-19 eingestellte Personal wurde zu Beginn der Pandemie von der Regierung und
Organisationen geschult. UNOCHA berichtet mit Verweis auf Quellen aus dem Gesundheitssektor, dass die niedrige



Anzahl an Personen die Gesundheitseinrichtungen aufsuchen auch an der Angst der Menschen vor einer Ansteckung
mit dem Virus geschuldet ist, wobei auch die Stigmatisierung die mit einer Infizierung einhergeht hierbei eine Rolle
spielt. Durch die COVID-19-Pandemie hat sich der Zugang der Bevdlkerung zu medizinischer Behandlung verringert.
Dem IOM Afghanistan COVID-19 Protection Monitoring Report zufolge haben 53 % der Bevdlkerung nach wie vor
keinen realistischen Zugang zu Gesundheitsdiensten. Ferner berichteten 23 % der durch IOM Befragten, dass sie sich
die gewlinschten PraventivmalBnahmen, wie den Kauf von Gesichtsmasken, nicht leisten kénnen. Etwa ein Drittel der
befragten Ruckkehrer berichtete, dass sie keinen Zugang zu Handwascheinrichtungen (30 %) oder zu
Seife/Desinfektionsmitteln (35 %) haben (LIB, Kapitel 3).

Die Behandlung von psychischen Erkrankungen - insbesondere Kriegstraumata - findet, abgesehen von einzelnen
Projekten von NGOs, nach wie vor nicht in ausreichendem MaRe statt. Es gibt keine formelle Aus- oder Weiterbildung
zur Behandlung psychischer Erkrankungen. Neben Problemen beim Zugang zu Behandlungen bei psychischen
Erkrankungen, bzw. dem Mangel an spezialisierter Gesundheitsversorgung, sind falsche Vorstellungen der Bevolkerung
Uber psychische Erkrankungen ein wesentliches Problem. Psychische Erkrankungen sind in Afghanistan hoch
stigmatisiert. Die Infrastruktur fur die BedUrfnisse mentaler Gesundheit entwickelt sich langsam; so existiert z.B. in
Mazar-e Sharif ein privates neuropsychiatrisches Krankenhaus (Alemi Hospital) und ein &ffentliches psychiatrisches
Krankenhaus. Zwar sieht das Basic Package of Health Services (BPHS) psychosoziale Beratungsstellen innerhalb der
Gemeindegesundheitszentren vor, jedoch ist die Versorgung der Bevdlkerung mit psychiatrischen oder psychosozialen
Diensten aufgrund des Mangels an ausgebildeten Psychiatern, Psychologen, psychiatrisch ausgebildeten
Krankenschwestern und Sozialarbeitern schwierig. Die WHO geht davon aus, dass in ganz Afghanistan im 6ffentlichen,
wie auch privaten Sektor insgesamt 320 Spitdler existieren, an welche sich Personen mit psychischen Problemen
wenden kdnnen. Die Begleitung durch ein Familienmitglied ist in allen psychiatrischen Einrichtungen Afghanistans
aufgrund der allgemeinen Ressourcenknappheit bei der Pflege der Patienten notwendig. In folgenden Krankenhdusern
kann man auBerdem Therapien bei Personlichkeits- und Stressstérungen erhalten: Mazar-e -Sharif Regional Hospital:
Darwazi Balkh; in Herat das Regional Hospital und in Kabul das Karte Sae Mental Hospital. Wie bereits erwahnt gibt es
ein privates psychiatrisches Krankenhaus in Kabul, aber keine spezialisierten privaten Krankenhduser in Herat oder
Mazar-e Sharif. Dort gibt es lediglich Neuropsychiater in einigen privaten Krankenhdusern (wie dem Lugman Hakim
Private Hospital) die sich um diese Art von Patienten tagsiber kimmern. In Mazare-e Sharif existiert z.B. ein privates
neuropsychiatrisches Krankenhaus (Alemi Hospital) und ein offentliches psychiatrisches Krankenhaus (LIB, Kapitel
23.1.).

1.5.4. Ethnische Minderheiten

In Afghanistan sind ca. 40 bis 42 % Paschtunen, 27 bis 30 % Tadschiken, 9 bis 10 % Hazara, 9 % Usbeken, ca. 4 %
Aimaken, 3 % Turkmenen und 2 % Belutschen. Die afghanische Verfassung schitzt samtliche ethnischen Minderheiten.
Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung sechs weiteren Sprachen ein offizieller
Status in jenen Gebieten eingeraumt. Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden.
Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Soziale Diskriminierung und
Ausgrenzung anderer ethnischer Gruppen und Religionen im Alltag bestehen fort und werden nicht zuverlassig durch
staatliche GegenmaRnahmen verhindert. Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten
weiterhin in Konflikten und Tétungen (LIB, Kapitel 18).

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 9 bis 10 % der Bevodlkerung aus. Wichtige Merkmale der ethnischen
Identitdt der Hazara sind ihr ethnisch-asiatisches Erscheinungsbild. Ethnische Hazara sind mehrheitlich Zwdlfer-
Schiiten, auch bekannt als Jafari-Schiiten. Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im norddstlichen Teil des
Hazaradjat lebt, ist ismailitisch. Die Lage der Hazara, die wahrend der Taliban-Herrschaft besonders verfolgt waren, hat
sich grundsatzlich verbessert und Hazara bekleiden inzwischen auch prominente Stellen in der Regierung und im
offentlichen Leben, sind jedoch in der &ffentlichen Verwaltung nach wie vor unterreprasentiert. Hazara werden am
Arbeitsmarkt diskriminiert. Soziale Diskriminierung gegen schiitische Hazara, basierend auf Klasse, Ethnie oder
religiosen Ansichten, finden ihre Fortsetzung in Erpressung (illegale Steuern), Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit,
physischer Misshandlung und Inhaftierung. Nichtsdestotrotz, geniel3t die traditionell marginalisierte schiitische
muslimische Minderheit, zu der die meisten ethnischen Hazara gehoren, seit 2001 eine zunehmende politische
Reprasentation und Beteiligung an nationalen Institutionen. Die Hazara-Gemeinschaft/Gesellschaft ist traditionell
strukturiert und basiert auf der Kernfamilie bzw. dem Klan. Es bestehen keine sozialen und politischen



Stammesstrukturen. Hazara neigen sowohl in ihren sozialen, als auch politischen Ansichten dazu, liberal zu sein, was
im Gegensatz zu den Ansichten sunnitischer Militanter steht. Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10
% in der Afghan National Army und der Afghan National Police reprasentiert. Ethnische Spannungen zwischen
unterschiedlichen Gruppen fihren weiterhin zu Konflikten und Tétungen. Angriffe durch den ISKP und andere
aufstandische Gruppierungen auf spezifische religiose und ethno-religiése Gruppen - inklusive der schiitischen Hazara
- halten an (LIB, Kapitel 18.3.).

1.5.5. Religionen

Etwa 99 % der afghanischen Bevdlkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten auf 10
bis 19 % der Gesamtbevdlkerung geschatzt. Andere Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha'i und
Christen machen weniger als 1 % der Bevolkerung aus. Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans.
Anhanger anderer Religionen sind frei, ihren Glauben im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auszutiben (LIB, Kapitel
17).

1.5.5.1. Schiiten

Der Anteil schiitischer Muslime an der Bevolkerung wird auf 10 bis 19 % geschatzt. GemaR Gemeindeleitern sind die
Schiiten Afghanistans mehrheitlich Jafari-Schiiten (Zwélfer-Schiiten), 90 % von ihnen gehdren zur ethnischen Gruppe
der Hazara. Beobachtern zufolge ist die Diskriminierung der schiitischen Minderheit durch die sunnitische Mehrheit
zurlickgegangen; dennoch existieren Berichte zu lokalen Diskriminierungsfallen (LIB, Kapitel 17.1).

Die politische Reprasentation und die Beteiligung an den nationalen Institutionen seitens der traditionell
marginalisierten schiitischen Minderheit, der hauptsachlich ethnische Hazara angehdren, ist seit 2001 gestiegen.
Obwohl einige schiitische Muslime hdéhere Regierungsposten bekleiden, behaupten Mitglieder der schiitischen
Minderheit, dass die Anzahl dieser Stellen die demografischen Verhéltnisse des Landes nicht reflektiert. Vertreter der
Sunniten hingegen geben an, dass Schiiten im Vergleich zur Bevolkerungszahl in den Behérden Uberreprasentiert
seien. Des Weiteren tagen rechtliche, konstitutionelle und menschenrechtliche Kommissionen, welche aus Mitgliedern
der sunnitischen und schiitischen Gemeinschaften bestehen und von der Regierung unterstitzt werden, regelmalig,
um die interkonfessionelle Schlichtung zu férdern (LIB, Kapitel 17.1.)

1.5.5.2. Apostasie, Blasphemie, Konversion

Glaubensfreiheit, die auch eine freie Religionswahl beinhaltet, gilt in Afghanistan de facto nur eingeschrankt. Die
Abkehr vom Islam (Apostasie) wird nach der Scharia als Verbrechen betrachtet, auf das die Todesstrafe steht (LIB,
Kapitel 17.4.).

Afghanische Christen sind in den meisten Fallen vom Islam zum Christentum konvertiert. Neben der drohenden
strafrechtlichen Verfolgung werden Konvertiten in der Gesellschaft ausgegrenzt und zum Teil angegriffen. Bei der
Konversion vom Islam zum Christentum wird in erster Linie nicht das Christentum als problematisch gesehen, sondern
die Abkehr vom und der Austritt aus dem Islam. Jeder Konvertit soll laut islamischer Rechtsprechung drei Tage Zeit
bekommen, um seinen Konfessionswechsel zu widerrufen. Sollte es zu keinem Widerruf kommen, gilt Enthauptung als
angemessene Strafe fir Manner, wahrend Frauen mit lebenslanger Haft bedroht werden. Ein Richter kann eine
mildere Strafe verhdangen, wenn Zweifel an der Apostasie bestehen. Auch kann die Regierung das Eigentum des/der
Abtrinnigen konfiszieren und dessen/deren Erbrecht einschranken. Des Weiteren ist gemdafR hanafitischer
Rechtsprechung Missionierung illegal (LIB, Kapitel 17.4.).

Dasselbe gilt fur Blasphemie, die in der hanafitischen Rechtsprechung unter die Kapitalverbrechen fallt und auch nach
dem neuen Strafgesetzbuch unter der Bezeichnung ,religionsbeleidigende Verbrechen” verboten ist. Wie in den
vergangenen finf Jahren gab es keine Berichte Uber staatliche Verfolgungen wegen Blasphemie oder Apostasie; jedoch
berichten Personen, die vom Islam konvertierten, dass sie weiterhin die Annullierung ihrer Ehen, die Ablehnung durch
ihre Familien und Gemeinschaften, den Verlust ihres Arbeitsplatzes und méglicherweise die Todesstrafe riskieren (LIB,
Kapitel 17.4.).

Die afghanische Regierung scheint kein Interesse daran zu haben, negative Reaktionen oder Druck hervorzurufen -
weder vom konservativen Teil der afghanischen Gesellschaft, noch von den liberalen internationalen Kraften, die
solche Falle verfolgt haben. Es kann jedoch einzelne Lokalpolitiker geben, die streng gegen mutmaRliche Apostaten
vorgehen und es kann auch im Interesse einzelner Politiker sein, Falle von Konversion oder Blasphemie fur ihre



eigenen Ziele auszunutzen. Allein der Verdacht, jemand kdénnte zum Christentum konvertiert sein, kann der
Organisation Open Doors zufolge dazu fuhren, dass diese Person bedroht oder angegriffen wird. Die afghanische
Gesellschaft hat generell eine sehr geringe Toleranz gegenlber Menschen, die als den Islam beleidigend oder
zurlickweisend wahrgenommen werden. Obwohl es auch sakulare Bevélkerungsgruppen gibt, sind Personen, die der
Apostasie beschuldigt werden, Reaktionen von Familie, Gemeinschaften oder in einzelnen Gebieten von
Aufstandischen ausgesetzt, aber eher nicht von staatlichen Akteuren. Wegen konservativer sozialer Einstellungen und
Intoleranz sowie der Unfahigkeit oder Unwilligkeit der Sicherheitskrafte, individuelle Freiheiten zu verteidigen, sind
Personen, die mutmalilich gegen religidse und soziale Normen verstof3en, vulnerabel fir Misshandlung. Abtriinnige
haben Zugang zu staatlichen Leistungen; es existiert kein Gesetz, Prazedenzfall oder Gewohnheiten, die Leistungen fir
Abtrinnige durch den Staat aufheben oder einschranken. Sofern sie nicht verurteilt und frei sind, kdnnen sie
Leistungen der Behdérden in Anspruch nehmen (LIB, Kapitel 17.4.).

1.5.6. Allgemeine Menschenrechtslage

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umstdanden Fortschritte gemacht. Eine
selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen engagiert sich politisch, kulturell und sozial und
verleiht der Zivilgesellschaft eine starke Stimme. Diese Fortschritte erreichen aber nicht alle Landesteile und sind
auBerhalb der Stadte auch gegen willkirliche Entscheidungen von Amtstréagern und Gerichten sowie Einflussnahme
ortlicher Machteliten nur schwer durchzusetzen. Die afghanische Regierung ist jedoch nicht in der Lage, die
Menschenrechte vollumfénglich umzusetzen und zu gewahrleisten. Korruption und begrenzte Kapazitdten schranken
den Zugang der Burger zu Justiz in Bezug auf Verfassungs- und Menschenrechtsverletzungen ein. In der Praxis werden
politische Rechte und Biirgerrechte durch Gewalt, Korruption, Nepotismus und fehlerbehaftete Wahlen eingeschrankt.
Beschwerden gegen Menschenrechtsverletzungen kénnen an die Afghan Independent Human Rights Commission
(AIHRC) gemeldet werden, welche die Falle nach einer Sichtung zur weiteren Bearbeitung an die Staatsanwaltschaft
Ubermittelt. Die gemaR Verfassung eingesetzte AIHRC bekdmpft Menschenrechtsverletzungen. Sie erhalt nur minimale
staatliche Mittel und stitzt sich fast ausschlieflich auf internationale Geldgeber (LIB, Kapitel 12). Zu den
bedeutendsten Menschenrechtsproblemen zdhlen auBergerichtliche Toétungen, Verschwindenlassen, Folter,
willkiirliche Verhaftungen und Inhaftierungen, Unterdrickung von Kritik an Amtstrdgern durch strafrechtliche
Verfolgung von Kritikern im Rahmen der Verleumdungs-Gesetzgebung, Korruption, fehlende Rechenschaftspflicht und
Ermittlungen in Fallen von Gewalt gegen Frauen, sexueller Missbrauch von Kindern durch Sicherheitskrafte, Gewalt
durch Sicherheitskrafte gegen Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft sowie Gewalt gegen Journalisten. Mit Unterstitzung
der United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) und des Office of the High Commissioner for Human
Rights (OHCHR) arbeitet die afghanische Regierung an der Forderung von Rechtsstaatlichkeit, der Rechte von Frauen,
Kindern, Binnenfllchtlingen und Fliichtlingen sowie Rechenschaftspflicht (LIB, Kapitel 12).

1.5.7. Bewegungsfreiheit und Meldewesen

Das Gesetz garantiert interne Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Emigration und Rickkehr. Als zentrale Hirde fur die
Bewegungsfreiheit werden Sicherheitsbedenken genannt. Besonders betroffen ist das Reisen auf dem Landweg. Auch
schranken gesellschaftliche Sitten die Bewegungsfreiheit von Frauen ohne mannliche Begleitung ein. Die sozialen
Netzwerke vor Ort und deren Auffangmdglichkeiten spielen eine zentrale Rolle fiir den Aufbau einer Existenz und die
Sicherheit am neuen Aufenthaltsort. Durch die hohe soziale Kontrolle ist gerade im landlichen Raum keine, aber auch
in den Stadten kaum Anonymitdt zu erwarten. Es gibt internationale Flughafen in Kabul, Herat, Kandahar und Mazar-e
Sharif, bedeutende Flughafen, fir den Inlandsverkehr auferdem in Ghazni, Nangharhar, Khost, Kunduz und Helmand
sowie eine Vielzahl an regionalen und lokalen Flugplatzen (LIB, Kapitel 20).

Gegenwartig gibt es in den Stadten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif keine Ausgangssperren. Hotels, Teehduser und
andere Moglichkeiten der Unterkunftnahme sind aktuell gedffnet. Die Taliban erlauben in von ihnen kontrollierten
Gebieten medizinischen Helfern den Zugang im Zusammenhang mit der Bekampfung von COVID-19 (LIB, Kapitel 3).

Afghanistan hat kein zentrales Bevolkerungsregister, ebenso wenig 'gelbe Seiten’ oder Datenbanken mit
Telefonnummerneintragen. Auch muss sich ein Neuankémmling bei Ankunft nicht in dem neuen Ort registrieren. Die
Gemeinschafts- bzw. Bezirksaltesten fihren kein Personenstandsregister, die Regierung registriert jedoch Riickkehrer.
In Kabul, aber auch in Mazar-e Sharif missen unter Umstanden gewisse Melde- und Ausweisvorgaben beim Mieten



einer Wohnung oder eines Hauses erfullt werden. In Gebieten ohne hohes Sicherheitsrisiko ist es oftmals mdglich,
ohne einen Identitatsnachweis oder eine Registrierung bei der Polizei eine Wohnung zu mieten. Dies hangt allerdings
auch vom Vertrauen des Vermieters in den potentiellen Mieter ab (LIB, Kapitel 20.1.).

1.5.8. Regierungsfeindliche Gruppierungen

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (LIB, Kapitel
5).

1.4.8.1. Taliban

Die Taliban positionieren sich selbst als Schattenregierung Afghanistans, und ihre Kommissionen und
FUhrungsgremien entsprechen den Verwaltungsamtern und -pflichten einer typischen Regierung. Die Taliban sind
keine monolithische Organisation (NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit
angesehen, wahrend diese aber eine lose Zusammenballung lokaler Stammesflhrer, unabhangiger Warlords sowie
abgekoppelter und abgeschotteter Zellen sind. Ein Bericht Uber die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-
Kampfer in zwei Kategorien: professionelle Vollzeitkdmpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-
Kampfer vor Ort, die gegeniber einem lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind
(LIB, Kapitel 5).

Die Taliban rekrutieren in der Regel junge Manner aus landlichen Gemeinden, die arbeitslos sind, eine Ausbildung in
Koranschulen haben und ethnisch paschtunisch. Schatzungen der aktiven Kampfer der Taliban reichen von 40.000 bis
80.000 oder 55.000 bis 85.000, wobei diese Zahl durch zusatzliche Vermittler und Nicht-Kdmpfer auf bis zu 100.000
ansteigt. Obwohl die Mehrheit der Taliban immer noch Paschtunen sind, gibt es eine wachsende Minderheit an
Tadschiken, Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschlief3lich Schiiten) innerhalb der Taliban.
Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon 6ffentlich zur Schau gestellt (LIB,
Kapitel 5).

1.5.9. Relevante Provinzen und Stadte
1.5.9.1. Stadt Kabul

Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans. Kabul-Stadt ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in
der Provinz Kabul. Die Stadt Kabul ist die bevolkerungsreichste Stadt Afghanistans, sie hat 5.029.850 Einwohner. Kabul
ist Zielort fur verschiedene ethnische, sprachliche und religiése Gruppen, und jede von ihnen hat sich an bestimmten
Orten angesiedelt (LIB, Kapitel 3.1). Die Stadt Kabul ist Uber HauptstraBen mit den anderen Provinzen des Landes
verbunden und verflgt Uber einen internationalen Flughafen (LIB Kapitel 2.1 und Kapitel 2.35).

Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans und grenzt an Parwan und Kapisa im Norden, Laghman im Osten,
Nangarhar im Sudosten, Logar im Siden sowie Wardak im Westen. Provinzhauptstadt ist Kabul-Stadt. Es ist die
bevolkerungsreichste Stadt Afghanistans, mit einer geschatzten Einwohnerzahl von 4.434.550 Personen flr den
Zeitraum 2020-21. Die Bevdlkerung besteht aus Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen,
Sikhs und Hindus (LIB, Kapitel 5.1.).

Die Wirtschaft der Provinz Kabul hat einen weitgehend stadtischen Charakter, wobei die wirtschaftlich aktive
Bevolkerung in Beschéftigungsfeldern, wie dem Handel, Dienstleistungen oder einfachen Berufen tatig ist. Kabul-Stadt
hat einen hohen Anteil an Lohnarbeitern, wahrend Selbststandigkeit im Vergleich zu den landlichen Gebieten
Afghanistans weniger verbreitet ist. Zu den wichtigsten Arbeitgebern in Kabul gehoért der Dienstleistungssektor,
darunter auch die 6ffentliche Verwaltung. Die Gehalter sind in Kabul im Allgemeinen héher als in anderen Provinzen,
insbesondere fir diejenigen, welche flr auslandische Organisationen arbeiten. Kabul ist das wichtigste Handels- und
Beschaftigungszentrum Afghanistans und hat ein groReres Einzugsgebiet in den Provinzen Parwan, Logar und Wardak.
Menschen aus kleinen Dorfern pendeln taglich oder wochentlich nach Kabul, um landwirtschaftliche Produkte zu
handeln oder als Wachen, Hausangestellte oder Lohnarbeiter zu arbeiten. Ergebnisse einer Studie ergaben, dass Kabul
unter den untersuchten Provinzen den geringsten Anteil an Arbeitsplatzen im Agrarsektor hat, dafiir eine
dynamischere Wirtschaft mit einem geringeren Anteil an Arbeitssuchenden, Selbstandigen und Familienarbeitern. Die



besten (Arbeits)Mdglichkeiten flr Junge existieren in Kabul. Trotz der niedrigeren Erwerbsquoten ist der Frauenanteil
in hoch qualifizierten Berufen in Kabul am grof3ten (LIB, Kapitel 22). Die Gehalter in Kabul sind in der Regel héher als in
anderen Provinzen (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

Schatzungen zufolge haben 32 % der Bevdlkerung Kabuls Zugang zu flieBendem Wasser, und nur 10 % der Einwohner
erhalten Trinkwasser. Diejenigen, die es sich leisten kénnen, bohren ihre eigenen Brunnen. Viele arme Einwohner von
Kabul sind auf o6ffentliche Zapfstellen angewiesen, die oft weit von ihren Hausern entfernt sind. Der Grofteil der
gemeinsamen Wasserstellen und Brunnen in der Hauptstadt ist durch hdusliches und industrielles Abwasser
verseucht, das in den Kabul-Fluss eingeleitet wird, was ernste gesundheitliche Bedenken aufwirft (EASO, Kapitel
Common analysis: Afghanistan, V).

In der Stadt Kabul besteht Zugang zu ¢ffentlichen und privaten Gesundheitsdiensten. 33 % der Haushalte in Kabul
haben keinen Zugang zu einem - 6ffentlichen oder privaten - Gesundheitszentrum, insbesondere aufgrund der sehr
hohen Kosten. (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

HauptstralRen verbinden die afghanische Haup

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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